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Tagesordnungspunkt 21:

Beratung des Antrags der Abgeordneten Annette
Groth, Ulla Lötzer, Jan van Aken, weiterer Abge-
ordneter und der Fraktion DIE LINKE

EU-Freihandelsabkommen mit Indien stoppen –
Verhandlungsmandat in demokratischem Pro-
zess neu festlegen

– Drucksache 17/2420 – 
Überweisungsvorschlag:
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie (f)
Auswärtiger Ausschuss 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Gesundheit 
Ausschuss für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung
Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union 

Hier haben ihre Reden bereits zu Protokoll gegeben:
Erich G. Fritz, Rolf Hempelmann, Dr. Martin Lindner,
Annette Groth und Uwe Kekeritz.

Erich G. Fritz (CDU/CSU): 
Partnerschaften der Europäischen Union mit wichti-

gen Akteuren in der Welt bilden ein nützliches Instru-
ment für die Verfolgung der politischen Ziele der Union
(

(

und europäischer Interessen. Dabei ist der Erfolg immer
dann am größten, wenn die Zusammenarbeit keine Ein-
bahnstraße ist, sondern in beiderseitigem Interesse ge-
handelt und verhandelt wird. Die strategische Partner-
schaft EU-Indien, die im Jahr 2004 begründet wurde,
wird dem mehr als gerecht – auch wenn die Fraktion Die
Linke uns mit ihrem Antrag etwas anderes weismachen
will. Gerade der politische Dialog zwischen der Euro-
päischen Union und Indien ist durch unterschiedliche
Foren der Zusammenarbeit wie beispielsweise die jähr-
lich stattfindenden EU-Indien-Gipfel dichter und kon-
kreter geworden. Die EU wird in Indien zunehmend als
einheitlicher Akteur wahrgenommen, und auch in die
seit Juni 2007 laufenden Verhandlungen über das EU-
Indien-Freihandelsabkommen ist mehr Bewegung ge-
kommen.

Die Fraktion Die Linke stellt es in ihrem Antrag so
dar, als würde das Abkommen nur auf Wunsch der EU
zustande kommen und dass Indien kein eigenes Interesse
an einem bilateralen Abkommen hätte. Dem ist nicht so.
Sie können, liebe Kolleginnen und Kollegen der Links-
fraktion, den Indern nicht vorschreiben, mit wem sie zu
verhandeln haben. Indien ist Manns genug, um seine In-
teressen selbst zu vertreten. Indien hat dafür alle Vo-
raussetzungen, politische Verfahren, qualifizierte Vertre-
ter, eine hinreichende parlamentarische Kontrolle,
gerade was Handelsfragen angeht, und ein ausgepräg-
tes Selbstwertgefühl, verbunden mit einer hohen Bereit-
schaft zur Übernahme internationaler Verantwortung,
die bei uns häufig noch nicht richtig wahrgenommen
wird. Die Vorstellung, Indien müsse bei bilateralen Ver-
handlungen von politischen Parteien in Deutschland ge-
schützt werden und insofern mit kleinen Volkswirtschaf-
ten der am wenigsten entwickelten Art gleichgesetzt
werden, zeugt von völliger Unkenntnis der Kapazitäten
und Fähigkeiten Indiens.

Die indischen Vertreter haben auf dem letzten Gipfel-
treffen im November 2009 deutlich gemacht, dass auch
sie einen Abschluss der Verhandlungen des Freihandels-
abkommens bis Ende dieses Jahres anstreben. Ob sich
dieses ambitionierte Ziel in die Tat umsetzen lässt, ist
zum derzeitigen Zeitpunkt unklar; schließlich haben
beide Seiten sehr unterschiedliche und deutlich artiku-
lierte Interessen. Fest steht aber, dass kommende Ver-
handlungsrunden wie ein Gespräch am 4. Oktober auf
der Ebene der Generaldirektion und der am 1. Dezem-
ber stattfindende EU-Indien-Gipfel von den Führungs-
ebenen beider Akteure dazu genutzt werden, den Ver-
handlungen einen nachdrücklichen Schub zu einem
baldigen und erfolgreichen Abschluss zu geben. 

Bislang sind bereits gute Fortschritte im Wettbewerb
erzielt worden. Wichtige Schlüsselthemen für die anste-
henden Beratungen werden die Bereiche Investitionen,
technische Handelshemmnisse und Ursprungsregeln
sein. Es ist auch in deutschem Interesse, dass in dem Ab-
kommen ein strikter Schutz von Urheberrechten und Pa-
tenten (Schutz des geistigen Eigentums) und Transpa-
renz beim öffentlichen Auftragswesen geregelt sind.
Über den Fortgang der Verhandlungen, den darin geäu-
ßerten Forderungen sowie über die Ergebnisse wird die
Kommission die Mitgliedstaaten im handelspolitischen
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Ausschuss fortlaufend unterrichten, so wie sie dies be-
reits in der Vergangenheit immer getan hat. Darum
braucht man sich in der Linksfraktion nun wirklich nicht
zu sorgen.

Die neuen Zuständigkeiten des Europäischen Parla-
mentes in der Gemeinsamen Europäischen Handelspoli-
tik sollten von der Linken im Übrigen auch zur Kenntnis
genommen werden. Sie ermöglichen eine breite Behand-
lung aller Fragen in der Öffentlichkeit, wie das bisher
bei Handelsabkommen auf europäischer Ebene nicht
der Fall gewesen ist. Ich bezeichne das als demokrati-
schen Fortschritt. Dass dabei nicht alle Forderungen,
die das Europäische Parlament an zukünftige Abkom-
men stellt, zum Beispiel was Standards angeht, von der
indischen Seite sofort als ihren Interessen dienlich ange-
sehen wird, ist weder überraschend noch ein wirkliches
Hindernis für einen Abschluss. Es ist ein großer Schritt
in der europäisch-indischen Zusammenarbeit, dass
heute über Fragen gesprochen und diskutiert wird, die
noch vor wenigen Jahren von Anfang an hätten ausge-
schlossen werden müssen.

Auch die Argumentation der Linksfraktion, Indien
hätte kein Interesse an einem Freihandelsabkommen,
weil Indiens staatlich regulierte Volkswirtschaft sich we-
niger krisenanfällig zeigte, ist nicht nachvollziehbar. Es
ist richtig, dass kaum ein Land die weltweite Finanz-
und Wirtschaftskrise der Jahre 2008/2009 so glimpflich
überstanden hat wie Indien. Dennoch war es aber doch
stärker von der Krise betroffen als ursprünglich erwar-
tet. Das Wirtschaftswachstum ging auf 6 bis 7 Prozent
zurück, aber es brach glücklicherweise nicht ein. Grund
dafür waren sicherlich auch die von der Regierung be-
schlossenen drei Konjunkturprogramme, die ein Volu-
men von 28 Milliarden Euro umfassten. Außerdem ist In-
dien noch immer ein Land, das wenige Industriegüter
ausführt und das deshalb weniger betroffen war. Für
dieses Jahr erwartet Indien bereits wieder einen Anstieg
des Bruttoinlandsproduktes und Prognosen für 2009/
2010, die inzwischen auf 7,4 Prozent angehoben wur-
den, bestätigen die Rückkehr der Wirtschaftsaktivität. 

Die Krisenresistenz erklärt sich nicht hauptsächlich
aus der vom Staat stärker regulierten Volkswirtschaft In-
diens, sondern vielmehr aus Indiens geringer Abhängig-
keit vom Außenhandel. Die neue Stärke der indischen
Wirtschaft wird nicht nur von internationalen Beobach-
tern, sondern auch von indischen Wissenschaftlern und
wirtschaftlichen und politischen Akteuren sogar gerade
der Öffnungspolitik seit 1991 und nicht den noch immer
sehr bürokratisch in die Wirtschaft eingreifenden staat-
lichen Strukturen zugeschrieben. Die Wachstumsdyna-
mik speist sich vordergründig aus der Binnennachfrage.
In Indien, wo rund 1,1 Milliarden Menschen leben,
wächst eine gut ausgebildete Mittelschicht heran, die
die Konsumgüternachfrage positiv anregt. In einer Stu-
die zählt die asiatische Entwicklungsbank, ADB,
260 Millionen Inder zur Mittelschicht, für die ein Mobil-
telefon, ein Fernseher und immer öfter auch ein Auto,
denken Sie beispielsweise an das zuerst belächelte bil-
lige Auto „Nano“, das jetzt in Serie vom Band rollt und
durch Tata Motors zu einem ernsthaften Konkurrenten
geworden ist, zum Lebensstandard gehören. Ein rasan-
ter Anstieg der privaten Konsumausgaben ist die Folge. 

Dass Indien die ländliche Entwicklung in besonderer
Weise berücksichtigen wird und besondere Interessen
bei den Dienstleistungen, insbesondere beim Dienstleis-
tungsexport durch die Freiheit des Personenverkehrs
etwa von wettbewerbsfähigen IT-Fachleuten und Inge-
nieursdienstleistungen hat, ist doch sehr verständlich.
Ich bin einmal gespannt, wie die Linke sich diesen For-
derungen gegenüber verhalten wird.

Die jüngste Wirtschafts- und Finanzkrise hat uns auf
drastische Weise gezeigt, wie sehr unser Wohlergehen
und unsere Sicherheit von externen Entwicklungen ab-
hängig ist. Dank unserer unionsgeführten Politik ist
Deutschland gut aus der Krise gekommen. Und das
auch, weil wir erkannt haben, dass es in unserem inter-
nationalen Umfeld neue Akteure gibt, die ihre eigenen
Weltanschauungen und Interessen haben und verstehen,
dass Zusammenarbeit lohnend ist. Auch Indien hat dies
Anfang der 90er-Jahre erkannt, als es grundlegende
Wirtschaftsreformen einleitete. Mit seiner Öffnung der
Wirtschaft von einem nahezu sozialistischen Wirt-
schaftssystem hin zu einer weltoffenen und wettbewerbs-
fähigen Marktwirtschaft ist Indien bereits ein gutes
Stück vorangekommen. Es gilt, den Einfluss des Staates
auf den Wirtschaftsprozess weiter zu reduzieren, damit
sich die indische Wirtschaft weiter so dynamisch entwi-
ckelt und neben den schon erreichten Verbesserungen in
der Gesundheitsversorgung und Kindersterblichkeit
auch der kleine Mann mehr vom Wirtschaftsboom profi-
tieren kann. 

Der EU und der Bundesrepublik Deutschland eröff-
net dieser Strukturwandel große Chancen. Der bilate-
rale Handel hat in den vergangen Jahren erheblich
zugenommen. Mit einem Handelsvolumen von 77 Mil-
liarden Euro in 2008 zählt Indien zu einem der wichtigs-
ten Handelspartner der EU-27. Aus indischer Sicht ist
die EU inzwischen der größte Handelspartner, noch vor
China und den USA. Deutschland alleine liegt auf Platz
sechs. Deutsche Waren genießen auf dem Subkontinent
einen guten Ruf, und der Markt dafür wächst rasant.
Laut „Handelsblatt“ betrug das Exportvolumen im Jahr
2009 rund 8 Milliarden Euro. Vor allem kann die deut-
sche Industrie ihre Stärken in Indien ausspielen. Unter
den deutschen Exporten nach Indien dominierten Inves-
titionsgüter wie Maschinen, auf die knapp ein Drittel
entfielen, Elektrotechnik sowie Mess- und Regeltechnik. 

Aber nicht nur als Handelspartner, auch als Ziel für
Direktinvestitionen gewinnt Indien an Attraktivität für
deutsche Unternehmen. Waren können hier verhältnis-
mäßig günstig produziert werden und aufgrund Indiens
guter Lage in andere Länder Asiens sowie nach Afrika
verkauft werden. Indien zeichnet sich durch ein hohes
unternehmerisches Know-how sowie ein überdurch-
schnittliches Innovationspotenzial aus. Das alles macht
das Land zu einer guten Exportbasis; dennoch müssen
sich deutsche Investoren auf einen schwierigen Start
einstellen. Gründe dafür sehen wir in der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion in der noch bestehenden hohen Re-
gulierungsdichte, der zum Teil ineffizienten öffentlichen
Zu Protokoll gegebene Reden
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Verwaltung und in dem komplizierten Arbeits- und Steu-
errecht. Dies spiegelt sich auch im Doing-Business-In-
dex der Weltbank wieder, in dem Indien hinter Tansania
und Malawi einen schlechten 133. Platz belegt. Wenn
die Wirtschaft weiter Stück für Stück liberalisiert wird,
dürfte sich dieser Befund aber schnell bessern. 

Gleichzeitig zeigen alle Gespräch mit indischen Poli-
tikern und Wirtschaftsvertretern, dass Indien auch ein
großes Interesse an Energieeffizienz, alternativer Ener-
gieerzeugung, Verbesserung der Infrastruktur, am Aus-
bau des Bildungswesens und anderer Felder aussichts-
reicher Zusammenarbeit hat und sich auch auf diesen
Feldern durch das Freihandelsabkommen gegenseitige
Vorteile verspricht. 

Durch eine solide Wirtschaft und einen festen inneren
Zusammenhalt wird die Fähigkeit der Europäischen
Union und der Bundesrepublik gestärkt, ihren Einfluss
in der Welt geltend zu machen. Wir in der Union beken-
nen uns dabei zu einem wirksamen Multilateralismus.
Geben wir Indien als einem der Hauptakteure in der
Doha-Runde die Möglichkeit, sein Blockadeimage, das
es in den WTO-Verhandlungen zutage gelegt hat, abzu-
schütteln und wenigstens mit einem für beide Seiten aus-
gewogenen Freihandelsabkommen zum Deal Maker
statt Deal Breaker zu werden. 

Jedenfalls hat der Deutsche Bundestag keinen An-
lass, sich in diesen Verhandlungen zur Zensurstelle für
indische Interessen aufzuschwingen und diesem großen
Land Vorschriften machen zu wollen. Der Antrag der
Fraktion Die Linke „EU-Freihandelsabkommen mit In-
dien stoppen“ ist aus den dargelegten Gründen abzuleh-
nen.

Rolf Hempelmann (SPD): 
Ich denke, die meisten von Ihnen stimmen mit mir

darin überein, dass die Ausweitung eines fairen multila-
teralen Freihandels der Europäischen Union mit ver-
schiedenen Partnern nicht nur eine Säule der wirtschaft-
lichen und gesellschaftlichen Entwicklung in den
jeweiligen Ländern ist, sondern gleichzeitig dazu bei-
trägt, auch den Wohlstand in Europa und Deutschland
zu wahren und zu mehren. Ergänzend hierzu können
auch einzelne Freihandelsabkommen eine sinnvolle Er-
gänzung sein. 

Selbstverständlich muss auch aus Sicht der SPD-
Bundestagsfraktion in Verhandlungen über Freihandels-
abkommen, wie sie derzeit zwischen der Europäischen
Union und Indien stattfinden, neben ökonomischen auch
politischen, sozialen und menschenrechtlichen Aspekten
Rechnung getragen werden. Dennoch werden wir dem
heute zu diskutierenden Antrag der Linksfraktion in der
vorliegenden Form aus verschiedenen Gründen nicht
zustimmen. Zum einen, weil Sie die wichtige Frage der
Ausgestaltung eines Freihandelsabkommens dazu nut-
zen, wieder einmal grundsätzliche Systemkritik hinsicht-
lich der europäischen Marktwirtschaft zu üben. Doch
darüber können wir gern an anderer Stelle diskutieren.
Hier und heute geht es konkret darum, wie die Europäi-
sche Union den Handel mit Indien intensivieren kann,
ohne die im Land vorhandenen ökonomischen und sozia-
len Infrastrukturen zu beeinträchtigen. In dieser Frage
haben die Mitglieder dieses Hohen Hauses schon wich-
tige Aktivitäten entfaltet, aufgrund derer der Antrag vom
Lauf der Zeit überholt wurde und auch aus diesem
Grund von uns nicht unterstützt wird. 

Denn bereits im Frühjahr dieses Jahres haben sich
sowohl der Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung als auch der Unterausschuss Ge-
sundheit in Entwicklungsländern des Deutschen Bun-
destages mit den Folgen eines Freihandelsabkommens
für die indische Generikaproduktion und den Zugang zu
Medikamenten vor dem Hintergrund des TRIPS-Abkom-
mens befasst. Ergebnis dieser Überlegungen waren
fraktionsübergreifende Beschlüsse, in denen die Abge-
ordneten klare Forderungen zur Ausgestaltung des euro-
päisch-indischen Freihandelsabkommens formulierten,
die noch im Frühsommer an die Kanzlerin, die mit dem
Thema befassten Bundesminister, den Präsidenten der
Europäischen Kommission Jose Manuel Barroso, sowie
den europäischen Generaldirektor für Handel, Ignacio
Garcia Bercero, versandt wurden. Hierbei wurde von
den Abgeordneten insbesondere die Notwendigkeit be-
tont, dass Verpflichtungen im Rahmen des derzeit ver-
handelten Freihandelsabkommens den Zugang zu essen-
ziellen Medikamenten nicht einschränken. Darüber
hinaus wurde die EU aufgefordert, koordiniert gegen
gefälschte Arzneimittel vorzugehen und Initiativen und
Innovationen zu unterstützen, die sich vor allem auf bis-
her vernachlässigte Krankheiten richten. Vor dem Hin-
tergrund dieser Forderungen sprachen sich die Aus-
schüsse gegenüber Bundesregierung und Europäischer
Kommission dafür aus, dass die Regelungen zu geistigen
Eigentumsrechten im Freihandelsabkommen dem Stan-
dard von TRIPS entsprechen sollen. Zudem sei darauf zu
achten, dass Patentlaufzeiten durch das Abkommen
nicht über den TRIPS-Standard von 20 Jahren angeho-
ben werden. 

Erfreulicherweise wurde von Kommissionspräsident
Barroso und Handelsdirektor Bercero in Schreiben vom
August mitgeteilt, dass die Europäische Union sich die
genannten Forderungen der Ausschüsse, die ja auch so
im Antrag der Linksfraktion auftauchen, zu eigen ge-
macht hat. Beide betonen, dass eine Verlängerung der
Patentlaufzeit durch ergänzende Schutzzertifikate in den
Verhandlungen mit Indien nicht mehr diskutiert werden.
Dies ist ein wichtiger Schritt hin zur Erhaltung der für
viele Patienten in Entwicklungsländern lebenswichtigen
Generikaproduktion in Indien. Zudem wird von europäi-
scher Seite aus unmissverständlich betont, dass die für
das Abkommen zu treffenden Regelungen bezüglich des
geistigen Eigentums auf keinen Fall über den TRIPS-
Standard hinaus verstärkt werden. 

Ich habe gezeigt, dass sich die Fachpolitiker aller
Fraktionen bereits seit längerem mit den Forderungen
des heute diskutierten Antrags befasst und wichtige Ak-
tivitäten entwickelt haben – mit Erfolg im Sinne der be-
troffenen Menschen in Indien. Auch zukünftig werden
wir darauf achten, dass Freihandelabkommen eben
nicht irgendeiner neoliberalen Ideologie nachlaufen,
sondern zum Nutzen aller Menschen auf beiden Seiten
dienen. 
Zu Protokoll gegebene Reden



Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode – 62. Sitzung. Berlin, Donnerstag, den 30. September 2010 6567

 

(A) (C)

(D)(B)
Dr. Martin Lindner (Berlin) (FDP): 
Der Abschluss des Freihandelsabkommens EU – In-

dien ist eine gute Nachricht. Die Wirtschaftsbeziehun-
gen der EU zu Indien haben in den letzten Jahren deut-
lich an Dynamik und Intensität gewonnen, zumal sich
Deutschland als Indiens wichtigster Handelspartner in-
nerhalb der EU darstellt. Beide Seiten sind sich einig,
dass ein Handels- und Investitionsabkommen mit einer
breiten Basis im gemeinsamen Interesse liegt. Indien
schickt sich an, eine Führungsrolle an der geopoliti-
schen Schnittstelle zwischen dem „boomenden“ Fernen
Osten und dem an Energiequellen reichen Nahen Osten
und Zentralasien zu übernehmen. Es ist an der Zeit, die
enormen wirtschaftlichen und politischen Potenziale
von Indien für uns zu nutzen. Wir dürfen den Markt nicht
dem schon starken wirtschaftlichen Einfluss Amerikas
oder Chinas überlassen. 

Unsere Außenwirtschaftspolitik ist freiheitlich, orien-
tiert an Marktwirtschaft, Freihandel und Hilfe zur
Selbsthilfe. Sie setzt auf Vertrauen, auf Bündnisse und
auf den Multilateralismus – anstelle nationaler Allein-
gänge, wie von den Linken gefordert. Die Liberalisie-
rung der Märkte muss konsequent fortgeführt werden.
Denn durch die weiteren wirtschaftlichen Fortschritte in
Indien, die das Abkommen mit sich bringen wird, wird
auch der politische Prozess der Öffnung des Landes un-
terstützt. Nach außen ist eine Öffnung der Märkte für
eine höhere Wettbewerbsfähigkeit unerlässlich. Die EU
muss andere Staaten wie Indien von den Vorteilen freier
Märkte überzeugen. Daran kann auch der Appell der
Fraktion Die Linke, Importzölle auf indische Landwirt-
schaftsprodukte zu erheben und weiterhin auf Export-
zölle in anderen Bereichen zu bestehen, nichts ändern.
Die protektionistischen Forderungen nach der Einfüh-
rung von Exportzöllen und Verhinderung von transpa-
renten Strukturen zur Offenlegung im öffentlichen Auf-
tragswesen in Indien zeigt nur die Antiquiertheit der
linken Anschauungen. 

Dies zeigt sich auch bei der Forderung nach einem
Verzicht auf einen effektiven Patentschutz nach europäi-
schem Vorbild. Nur ein auch über die europäischen
Grenzen wirksamer Patentschutz garantiert, dass die
mit einem Patent einhergehende Offenlegung der Inno-
vation kein unzumutbares Wagnis ist. Das Ablehnen der
längeren Patentlaufzeiten durch die Fraktion Die Linke
und der Verzicht auf Datenexklusivität würde dies be-
deuten und ist damit unbedingt zurückzuweisen.

Die Koalition setzt sich für eine Fokussierung der
Entwicklungszusammenarbeit auf die schwächsten und
ärmsten Länder ein, während die Zusammenarbeit mit
Schwellenländern auf eine grundsätzlich neue Grundlage
gestellt werden muss. Statt klassischer Entwicklungszu-
sammenarbeit mit den Schwellenländern brauchen wir
eine Partnerschaft in den Bereichen Rechtsstaats- und
Demokratieförderung, Umwelt- und Klimapolitik, Wis-
senschaft und Forschung. 

In dem Zeitalter offener Märkte und globaler Vernet-
zung der Handelsbeziehungen sind Forderungen nach
Aufrechterhalten von Exportzöllen lächerlich. Nationale
Alleingänge gegen gemeinsame europäische Interessen
wird es mit der Koalition nicht geben. Die Kritik der
Fraktion Die Linke an dem Freihandelsabkommen
EU–Indien zeichnet sich durch das Schüren von Ängsten
und dem Wunsch nach Abschottung vom Weltmarkt aus.
Sie lässt die, nicht nur wirtschaftlich, erfolgreichen An-
strengungen einer Annäherung von EU und Indien au-
ßer Acht. Deshalb lehnen wir diesen Antrag der Linken
ab.

Annette Groth (DIE LINKE): 
„Wir können die Kommission als unser Sprachrohr

benutzen“, so zitierte die „taz“ Anfang des Monats ein
Mitglied der Lobbygruppe „European Business Group“.
Das Zitat bezieht sich auf die Verhandlungen der EU mit
Indien über das Freihandelsabkommen und stammt aus
einem Bericht der Nichtregierungsorganisationen Cor-
porate Europe Observatory und India FDI Watch. In
dem Bericht wird aufgezeigt, wie eng sich die EU-Kom-
mission in ihren Verhandlungen mit den Lobbyisten eu-
ropäischer Konzerne abspricht.

Es ist nicht wirklich neu, dass die Kommission und
das Bundeswirtschaftsministerium mit den Konzernlob-
bys an einem Strang ziehen, wenn es darum geht, lukra-
tive Märkte in den Schwellenländern zu knacken. Die
Leidtragenden sind immer diejenigen, deren Lobby nicht
so mächtig ist, deren Lebens- und Arbeitsverhältnisse
aber von den Ergebnissen der Verhandlungen am unmit-
telbarsten betroffen sind. 

Ich würde Ihnen die Lektüre des Berichts „Trade In-
vaders – How big business is driving the EU-India free
trade negotiations” sehr ans Herz legen. Die darin
nachgewiesenen Verflechtungen zwischen Kommission
und Konzernlobbys werfen ein sehr bezeichnendes Licht
auf die Freihandelspolitik der EU und dieser Bundesre-
gierung. Ich bin mir sicher, dass Sie sich anschließend
unserer Forderung nach Aussetzung der Verhandlungen
und nach einer Neuformulierung des politischen Auf-
trags an die Kommission anschließen werden.

Was steht auf dem Spiel? Für die deutschen und euro-
päischen Konzerne: ein riesiger aufstrebender Markt.
Europäische Banken und Versicherungen, Supermarkt-
ketten, Agrar- und Industriekonzerne drängen mit aller
Macht darauf, dass der indische Markt komplett ge-
öffnet wird. Die Verhandlungsagenda der Kommission
deckt sich eins zu eins mit den Interessen dieser Kon-
zerne. Indien hat in der europäischen Marktöffnungs-
strategie „Global Europe“ eine herausgehobene Stel-
lung.

Der indische Finanzmarkt ist bislang relativ stark re-
guliert. Ich sehe darin übrigens einen wesentlichen
Grund dafür, dass Indien so glimpflich aus der Weltwirt-
schaftskrise herausgekommen ist. Der Wirtschaftsminis-
ter brachte jetzt für seine Klientel eine gute Nachricht
von der Indienreise mit: Indien sei endlich doch bereit,
seinen Finanzmarkt weiter zu liberalisieren. Eine gute
Nachricht für die deutschen Banken und Versicherun-
gen. Eine schlechte Nachricht für alle, die auf stabile,
allen zugängliche Finanzdienstleistungen angewiesen
sind.
Zu Protokoll gegebene Reden
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Der öffentliche Beschaffungsmarkt in Indien ist eben-
falls noch stark reguliert – bis jetzt noch ein wichtiges
entwicklungspolitisches Instrument der öffentlichen
Hand, zugleich jedoch ein gewaltiger Markt, an dem die
europäischen Konzerne interessiert sind. Im Gleich-
klang fordern deshalb BDI, EU-Kommission und Wirt-
schaftsministerium, genau an diesem Punkt in den Ver-
handlungen nicht nachzugeben.

Was steht für die Menschen in Indien auf dem Spiel?
Kleine und mittlere Unternehmen in Indien, die öffentli-
che Aufträge wahrnehmen, müssten sich auf den Ver-
drängungswettbewerb europäischer Versorgungskon-
zerne gefasst machen. Kleine Kreditnehmer hätten noch
weniger Zugang zu Bankdienstleistungen. Für Kranke,
nicht nur in Indien, sondern in vielen Ländern des Sü-
dens, könnte sich der Zugang zu preiswerten Medika-
menten erheblich erschweren, weil die Generikaproduk-
tion verteuert und verlangsamt wird, wenn sich die
Pharmaindustrie mit ihrer Forderung nach Datenexklu-
sivität und Patentlaufzeitverlängerung durchsetzt.
Kleinbauern fürchten die Konkurrenz des europäischen
Agrarbusiness. Unverantwortlich wäre die von der EU
geforderte Öffnung des Marktes für Milchprodukte, an
dem in Indien 90 Millionen Arbeitsplätze hängen. Alle
diese Menschen finden in den Verhandlungen kaum Ge-
hör. Konzernlobbyisten dagegen sind informiert, neh-
men Einfluss auf die Verhandlungsführung der Kommis-
sion und die Agenda der Verhandlungen.

Übrigens winkt in Indien auch ein riesiger Rüstungs-
markt: Als Wirtschaftsminister Brüderle kürzlich mit
80 Unternehmern Indien besuchte, war die Rüstungsin-
dustrie in der Delegation stark vertreten, wie man lesen
konnte. Indien vergibt riesige Rüstungsaufträge –
EADS, ThyssenKrupp und Krauss-Maffei hoffen auf den
Zuschlag. Ich kann nur hoffen, dass es hier zu keinen
Geschäftsabschlüssen kommt. Indien ist umgeben von
Krisenregionen – von Afghanistan über Pakistan bis Sri
Lanka – und hat einen Gewaltkonflikt im eigenen Land,
in Kaschmir.

Gemeinsam mit vielen sozialen Organisationen in
Europa und Indien und gemeinsam mit indischen Parla-
mentarierinnen und Parlamentariern fordert Die Linke,
dass die Verhandlungen über das Freihandelsabkommen
gestoppt werden. Bevor weiter verhandelt werden kann,
müssen die Entwürfe und gegenseitigen Forderungen of-
fengelegt und die Organisationen der Betroffenen gehört
werden.

Das Freihandelsabkommen zwischen der Europäi-
schen Union und Indien wird in Indien zu mehr Armut
führen und die soziale Ungleichheit noch vergrößern,
aber auch in Europa soziale Standards in Gefahr brin-
gen. Die EU muss von ihrer unverantwortlichen Frei-
handelspolitik abrücken. Wir brauchen ein neues
Verhandlungsmandat für die Kommission, in dessen
Zentrum nicht die Interessen der Konzerne, sondern die
Ermöglichung einer sozial und ökologisch nachhaltigen
Entwicklung in Indien und Europa steht.

Uwe Kekeritz (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Das geplante EU-Indien-Freihandelsabkommen ist

das fragwürdige Resultat der aggressiven Handelspoli-
tik der EU im Rahmen der Global-Europe-Strategie.
Erstmals wurden auf dem EU-Indien-Gipfel im Jahre
2006 die Verhandlungen zum Freihandelsabkommen ini-
tiiert. Jetzt stehen die Verhandlungen kurz vor Abschluss,
und es ist mal wieder zu befürchten, dass das Abkommen
eine nachhaltige, soziale und ökologische Entwicklungs-
politik konterkariert. Die Bundesregierung unterstützt
die EU mit aller Macht und drängt auf Deregulierung,
Privatisierung und Liberalisierung, ungeachtet der noch
nicht überstandenen Wirtschafts- und Finanzkrise. Im
ideologischen Blindflug berücksichtigt das Abkommen
überwiegend die Interessen der europäischen Export-
und Dienstleistungsunternehmen; soziale und ökologi-
sche Aspekte sowie Menschenrechtskriterien finden sich
zwar auf dem Papier wieder, an konkrete Umsetzungs-
möglichkeiten wurde vermutlich nicht gedacht.

Europa will seiner Entwicklungsverpflichtung offen-
sichtlich nicht nachkommen. Beispielhaft hierfür ist das
erst in diesem Jahr unterzeichnete Handelsabkommen
mit Peru/Kolumbien. Die immensen Quoten für hoch-
subventioniertes Milchpulver aus Europa bedrohen jetzt
den Milchmarkt und damit die Existenzen vieler Klein-
bauern. Mit verantwortungsvoller Handelspolitik hat
das nichts zu tun. 

Der Green New Deal fordert die Neuausrichtung un-
seres Wirtschaftens auf lokaler, nationaler, europäischer
und globaler Ebene. In diesem Rahmen gilt es auch eine
ökologische und soziale Handelspolitik zu gestalten. Die
Antwort auf die drei globalen Krisen – Hungerkrise, Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise und Klimakrise – liegt auch
in einer fairen und nachhaltigen Ausgestaltung von bi-
und multilateralen Handelsabkommen. 

Gerade noch hat die Welt eine magere und traurige
Zwischenbilanz zu den Millenniumsentwicklungszielen
und den Kampf gegen Armut gezogen. Aber nicht nur die
vielen leeren Versprechungen der Bundesregierung ver-
hindern das Erreichen der Ziele, sondern auch die feh-
lende Politikkohärenz. Handels- und Entwicklungspoli-
tik müssen in Einklang gebracht werden. 

Meine besondere Sorge bezüglich des EU-Indien-
Freihandelsabkommen gilt dem Kapitel zu geistigen Ei-
gentumsrechten und damit dem Zugang zu preiswerten
generischen Medikamenten. Die Forderung der EU,
über den Standard des TRIPS hinauszugehen, ist unver-
antwortlich. Indien ist weltweit einer der größten Gene-
rikahersteller. Die Herstellung und Versorgung der
ärmsten Länder mit Generika ist von herausragender
Bedeutung. Würde die Produktion der Generika einge-
schränkt – und darauf hatten die EU-Verhandlungsstra-
tegen abgezielt – käme dies einem Todesurteil von Tau-
senden von Menschen in den ärmsten Ländern gleich.
Der gewährte Spielraum für Entwicklungsländer, wie
beispielsweise die Möglichkeit, Zwangslizenzen zu nut-
zen, darf nicht durch besondere Schutzklauseln zur Da-
tenexklusivität ausgehebelt werden. 

Ich möchte ausdrücklich auf den interfraktionellen
Beschluss des Ausschusses für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung hinweisen, der auf Initiative
des Unterausschusses Gesundheit in Entwicklungslän-
dern die Bundesregierung und die Europäische Kom-
Zu Protokoll gegebene Reden
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mission aufgefordert hat, sich dafür einzusetzen, dass
die Regelungen zu geistigen Eigentumsrechten im EU-
Indien-Freihandelsabkommen dem Standard von TRIPS
entsprechen und Patentlaufzeiten nicht über 20 Jahre hi-
naus anzuheben. 

Ich teile die Ansicht der Linken, bezüglich eines ent-
wicklungsförderlichen Verhandlungsmandats das Men-
schenrecht auf bestmögliche medizinische Versorgung
nicht mit überzogenem Patentschutz zu konterkarieren.
Auch teile ich den Wunsch, das Abkommen – so denn es
sich um ein gemischtes Abkommen handelt – hier im
Bundestag zur Abstimmung zu bringen. Zunächst gilt es
allerdings zu klären, ob es sich tatsächlich um ein ge-
mischtes Abkommen handelt und damit nicht in der al-
leinigen Kompetenz der EU liegt. Sollte es in der alleini-
gen Kompetenz der EU liegen, muss sichergestellt
werden, dass das Abkommen effizient und effektiv die
Stärkung der Menschenrechte gewährleistet. 

Die Bundesregierung ist aufgefordert, die rechtlich
bindenden Bestimmungen zu beachten und im Falle ei-
nes „Gemischten Abkommens“ das Freihandelsabkom-
men dem Bundestag zur Entscheidung vorzulegen. Zu
kritisieren bleibt, dass die bisher erzielten Vereinbarun-
gen nicht rechtzeitig und vollständig den zuständigen
Ausschüssen vorgelegt wurden. Bis zur Klärung der of-
fenen Fragen enthalten wir uns der Zustimmung.

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt: 
Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf

Drucksache 17/2420 an die Ausschüsse vorgeschlagen,
die Sie in der Tagesordnung finden. – Damit sind Sie
einverstanden. Dann ist das so beschlossen.
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